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17te öffentliche Sitzung der 2. Kammer .
Karlsruhe , 1 . Juli . Präsident Bekk . — Regie¬

rungskommission : Staatsrach Wolff . ( S . Nr . 61 .)

Welcker übergibt : 1 ) Eine Petition der Gemeinden
Ober - und Unterlenzkirch , das Ocffnen der Winterbahnen
und Straßenkorrektion betreffend . 2 ) Eine zweite Eingabe
derselben Gemeinden , das Decken der Häuser mit Ziegeln be¬
treffend . 3 ) Eine dritte Petition , über das Pflanzen von Bäu¬
men an den Landstraßen und Vizinalwegen . 4 ) Drei Pe¬
titionen der Gemeinden Vaihingen , desselben Inhalts , wie
die drei vorigen . 5 ) Eine weitere Eingabe von Vaihingen ,
auf erweiterte Bcfugniß der Gemeinden bei Bürgeran¬
nahmen .

G r e t h e r übergibt eine Petition der am Rheinnscr lie¬
genden Gemeinden Weil , Hallingen , Kirchen , Märkt , Ef -
ringen , Jstein , Huttingen , Klcinkenis und Rheinweiler um
Aufhebung der Flußbausteuer zu 4 kr . vom 100 fl . Grund - ,
Häuser - und Gewerbsteuerkapital . — Dieselbe wird auf An¬
trag des Abg . Grether an die Budgctkommission gewiesen .

Reilig äußert , es sei ihm eine Petition von 35 Wahl -
männcrn seines Bezirks zugekommen , deren Zweck ist , den
Vorwürfen zu begegnen , die ihnen in einer früher « Petition
von 13 Wahlmänncrn gemacht wurden , welche auch in öf¬
fentliche Biälter übergingen . Es sei ihm überlassen wor¬
den , ob er die Petition wirklich einreichcn , oder nur kurz
mündlich den Inhalt « » geben wolle . Im Interesse der Zeit
und um Anlaß zu Persönlichkeiten zu vermeiden , möchte
er das letztere thun . Er müsse aber von den Ehrenmän¬
nern , deren zweimaliges Vertrauensvotum ihn hiehcr führte ,
die Anschuldigung zurückweisen , als hätten sie sich seiger -
weise durch Drohungen von Beamten einschüchtern oder
unredlicher Weise durch Versprechungen verleiten lassen ,
von der Bahn der Pflicht und Ehre bei ihrer Wahl abzu¬
weichen . Es habe ihnen wehe gethan , daß die Wahl we¬
gen Mangel des Handschlags verworfen wurde , weil sie
glaubten , daß das alte deutsche Sprichwort : „ Ein Mann ,

ein Mann ; ein Wort , ein Wort " , auch in Baden gelte .
Das Endresultat dieser Wahlsache betrachtet er als ein
sehr erfreuliches für ihn , indem seine Stellung durch die
zweite Wahl unbefangener und fester geworden , sei . Im
Aufträge seiner Wahlmänner erklärt er , daß nichts weni¬
ger als Persönlichkeit gegen ihren früheren Abgeordneten
ihre Wahl geleitet habe . Sie anerkennen dankbar die Ver¬
dienste , welche er sich als ihr ehemaliger Beamter und als
Abgeordneter erworben habe , nehmen aber das Recht der
selbstständigen Beurtheilung des Ganges der Kammerver¬
handlungen in Anspruch . Dieses Recht haben sie geübt
und erklären in ihrer Petition , daß sie den letzten Beschluß
der aufgelösten Kammer , der auf den Antrag ihres Ab¬
geordneten gefaßt wurde , für ein Unglück und den bekla-
genSwerthen Anlaß von vielem Unheil betrachten , das spä¬
ter über das Land gekommen ist. Sie sprechen ferner das
natürliche Menschenrecht an , daß Niemand als sie der Aus¬
leger und Verkünder ihrer

'
Empfindungen sei. Sie machen

Gebrauch von diesem Reckte und sagen , daß ihre Empfin¬
dungen der aufrichtigsten und innigsten Verehrung gegen
einen theucrn und edcln Landesfürsten empfindlich getrof¬
fen , ja wirklich durch jenen Beschluß verletzt worden seien .
Schließlich bemerken sie, daß Keiner von ihnen eine Aeuße -

rung des Wahimanns Fauch gehört habe , es sei ihm
gleichviel , oder auch recht , wenn der frühere Abgeordnete
in einem andern Bezirke gewählt werde ; nur in dem ih - »

reu solle es nicht geschehen . Diesen Umstand hält der Red¬
ner für minder bedeutend , freut sich aber der Gelegenheit ,
diesen Vorwurf von dem Namen eines Abwesenden weg -

z » bringen , eines Mannes , der durch seine treue Dienst¬
führung wie durch sein Privatleben die Achtung aller Der¬

jenigen erworben habe , die , so wie die Wahlmänner , Ge¬

legenheit halten , ihn näher kennen zu lernen .

v . I tz st e i n . Glaubt wohl der Herr Präsident , daß
auf eine solche , ihrem ganzen Inhalt nach veröffentlichte
Petition der Mann schweigen dürfe und solle , welchen sie
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persönlich betrifft ? vor wenigen Tagen hat man sich gegen
das Vortesen solcher Petitionen verwahrt . Gleichwohl ist

eigentlich dasselbe hier geschehen . Allein ich schweige jetzt ,

sonst könnte ich Ihnen sagen , welchen Werth diese , durch

die Amlsdiener und Hatschiere in dem Bezirk herumgetra -

gene Petition hat .
Der Präsident hält die Sache durch diese Erklärung ,

wozu der Abg . v . Jtzstein das Recht hatte , für erledigt .

Die vollständige Darlegung des Inhalts einer Petition er¬

klärt er aber für unstatthaft , weil vorerst die Petitions¬

kommission Vortrag zu erstatten habe . In dieser Beziehung

habe der Abg . Rettig wohl seine Befugniß überschritten .

v . Jtzstein . Ich erkläre wiederholt , daß ich jetzt schweige ,
weil ich erwarte , daß die Petition an die Petitionskommis -

fion gehe .
Welcker . Ich stelle hierauf auch den Antrag , weil

ich keine Diskussion veranlassen will .
Sander . Ich schließe mich dieser Erklärung äuch an ,

besonders darum , weil ich in dieser Petition nicht nur Be¬

merkungen über die Wahl treffe , sondern auch urtheile über

den Beschluß dieser Kammer , welche , so weit sie diesen be¬

treffen , höchst ungeeignet sind . Damit wird dieser Gegen - ,

stand verlassen .
Richter übergibt eine Petition des Müllers Niedhammer

aus Zell , Amts Bühl , in seiner Sache gegen den Großh .

Domänenfiskus wegen Entschädigung .

Gottschalk . Ich lege der hohen Kammer eine Peti¬

tion vor , unterzeichnet von 14 Bürgermeistern und 27 der

ersten Gcwerbtrcibenden und Privaten des oberen Wiesen -

thales . Die Petenten bitten um Bewilligung der zur Cor -

rection der Straßen von Schönau bis Schopfheim erfor ^

derlichcn Geldmittel . Schon vor mehreren Jahren wurden

die Gelder hierfür auögeworfen und die technischen Vor¬

arbeiten gemacht , aus dem wichtigen Grunde der offene

lichen Sicherheit . Die Ausführung unterblieb aber ; wenn

ich Ihnen daher sage , daß die vielen gefährlichen Stellen

an einer der belebtesten Straßen des Landes noch bestehen ,

so bedarf diese Sache gewiß keiner langen . Empfehlung ,
um bald ins Werk genommen zu werden .

Dinz bringt eine Petition der Gemeinden des Amts

Breisach und einiger Orte des Amts Staufen vom vorigen

Landtage um Aufhebung der Flußbaubeiträge in Erinne¬

rung . Die Pelitionskommission wird darauf in ihrem Be¬

richte über die früheren Eingaben Rücksicht nehmen .
R i n d e s ch w e n d e r übergibt eine Vorstellung der Städte

Ueberlingen , Markdorf und anderer Gemeinden des See¬

kreises , dir freie Verzapfung ihrer selbst erzeugten Weine

betreffend .

Hundt legt vor : eine Bitte des Gemeinderaths von

Loffenau , die Anlegung eines neuen Straßenzugs von

Loffenau über den Kniebis als Verbindung mit Würtem -

berg bis zu dem Eisenbahnhof zu Appenweier .
Gerbel kömmt auf die Aeußerung dcö Abg . Rettig

zurück, der int Eingänge seiner Rede gesagt , er wolle eine

Petition nicht vorlegen , dann aber das Urtheil der Peten¬
ten über frühere Kammerverhandlungen ausgesprochen habe .
Wenn nun der Abg . Rettig seinen Entschluß nicht ändere ,
und die Petition nicht vorlege , so müsse nothwendig über

sein Anathema gegen diese und die vorige Kammer die

Diskussion jetzt eröffnet werden .
Rettig erklärt , daß er die Petition dem Sekretariat

übergeben und nur einige Beilagen , die nicht dazu gehören ,

wegnehmen werde .
Der Präsident zeigt an , daß der Verwaltungsrath

der badischen Vcrsorgungsanstalt 65 Exemplare deS sieben¬
ten Rechenschaftsberichts übersendet habe , welche an die

Mitglieder verthcilt werden .
Die Tagesordnung führt zur Begründung der Motion

des Abg . v . Jtzstein . Vorher nimmt Herr Staatsrath

Wolfs das Wort und spricht :

Hochgeehrte Herren ! Nach der Anzeige , welche der Hr .

Abg . v . Jtzstein Ihrem Sekretariate übergeben hat , ist der¬

selbe Willens , die von den Hrn . Ministerialchefs in Be¬

treff der neuen Wahlen erlassenen Zirkularien und die da¬

mit in Verbindung stehenden Verfügungen zur Sprache

zu bringen , und auf eine von der Kammer darüber aus -

zusprcchende Mißbilligung anzutragen . Die Herren Chefö
der Ministerien sind weit entfernt sich jemals zu weigern ,
über Beschwerden Rede und Antwort zu geben , welche in

irgend einer Hinsicht in verfassungsmäßiger Form gegen
sie erhoben werden . Niemals aber -werden sie sich dazu

verstehen , sich auf Anschuldigungen und Anträge einzu¬

lassen , deren Tendenz sich schon von vornherein als ver¬

fassungswidrig ankündigt . Der § . 67 der Verfassungsnr -

kunde räumt den Kammern das Recht der Vorstellung und

der Beschwerde ein ; er verleiht ihnen das Recht die Mi¬

nister und die Mitglieder der obersten Staatsbehörden ,

wegen Verletzung der Verfassung oder verfassungsmäßiger
Rechte förmlich anzuklagen . Nirgendwo aber - ist den Kam¬

mern das Recht eingeräumt , selbst über die Rechtmäßigkeit
oder Unrechlmäßigkeit der dienstlichen Funktionen der Mi¬

nister zu entscheiden . Nirgendwo ist den Kammer » als

solchen die Befugniß erthcilt , über die Dienstführung der

Minister ihren Tadel oder Mißbilligung auszusprechen ;

eine Befugniß , die , wenn sie Kammern wirklich zustünde ,

diese über die Regierung erheben würde . Die Regierung



glaubt unterstellen zu dürfen , daß Sie , hochgeehrte Herren !

es eben so wenig mit der Bestimmung des 8 . 50 der Ver -

faffungsurkunde vcreinbarlich halten können , auf eine nähere
Berathung über den von dem Hrn . Abg . v . Jtzstein ge¬
stellten Antrag einzugehen , als die Minister es mit ihrer

eigenen Würde und mit der Würde und dem Rechte der

Regierung für vercinbarlich halten , einer Verhandlung über

diesen verfassungswidrigen Antrag beizuwohnen . Ich bin

deswegen angewiesen , Namens der Regierung die Erwar¬

tung auszusprechcn , die Kammer werde den von dem Hrn .
v . Jtzstein gestellten Antrag lediglich auf sich beruhen

lassen .
Nachdem er diese Mittheilung vorgelescn hatte , fährt Hr .

Staatsrath Wol ff fort : Indem ich meines Auftrags mich
hierdurch entledigt habe , wird es kaum der Bemerkung be¬

dürfen , daß aus denselben Gründen , aus welchen die Herrn
Ministerialchefs Anstand nahmen , einer Verhandlung über
den Antrag des Abg . v . Jtzstein anzuwohnen , auch ich von
meiner Seite mich nicht bewogen finden kann !, bei der Be¬

rathung über diesen Antrag gegenwärtig zu seyn .
v. Jtzstein . Ich hätte gewünscht , die Herrn Minister

hätten von der Ministerbank , wie es die Ordnung , Sitte
und der parlamentarische Takt geboten , die Erklärung ab¬

gegeben , die sie dem Hrn . Staatsratb Wolff ausgetragen
haben ; ich hätte dieß um so mehr gewünscht , als ich .glaube
daß die Herren Minister , der Kammer oder der Repräsen¬
tation des Volks gegenüber , diesen Schritt nicht hätten thun
sollen . UebrigenS bewundere ich die gemächliche Art , in der
man sich durch diesen Schritt , durch diese Erklärung , der

Ausübung eines Rechts entziehen will , welches die Kammer

hier nicht verfassungswidrig , sondern , so viel ich einsehe ,
nach der Verfassung zu üben im Begriff ist. Darum glaube
ich auch , daß die Erklärung des Herrn Staatoraths , die er
Namens der Herrn Minister gegeben hat , die Kammer nicht
abhalten wird , den Vortrag zu vernehmen und dann nach
ihrer Weisheit zu beschließen .

Welcher hat gar kein Bedenken , daß der fragliche Vor¬

trag gehalten , in die Abtheilungen verwiesen und geprüft
werde und glaubt , wenn auch die Herrn Minister jetzt für
gut finden , das Reckt der Kammer zu bestreiten , einen Be¬
schluß zu fassen , wie ihn der Antrag des Abg . v . Jtzstein
verlange , daß sie doch der Kammer das Recht nicht in Ab¬
rede stellen wollen , die Motion anzuhören und zu prüfen .

Der Präsident bemerkt , daß die Motion allerdings
sofort angchört werden müsse , wenn nicht in der Kammer
selbst ein Antrag dagegen gestellt werde .

Sander erinnert , daß die Regierung schon lange mit
der Kammer über die Art und Weise ihrer Schlußfaffung

in einem Zwiespalt ist , indem die Regierungskommission
schon oft widersprochen habe , daß die Kammer ihre Beschlüsse
nur zu Protokoll nicderlegcn dürfe . Zum erstenmal scheint
ihm aber jetzt der Fall vorzuliegen , wo dieses Recht , in
einer offiziellen Erklärung der Hrn . Minister bestritten wird .
Diese Erklärung sei nicht unwichtig , .denn sie betreffe eines
der wichtigsten Rechte der Kammer , daS Recht nämlich , ihre
Ansicht über das auszusprechen , was im Staate geschieht .
Er stellt daher den Antrag , die Erklärung mit der Motion
des Abg . v. Jtzstein in die Abtheilungen zu verweisen ; es
werde sich dann zeigen , ob die Kammer daS Recht habe ,
über den Antrag des Abg . v . Jtzstein so zu beschließen, wir
er angebracht ist.

Staatsrath Wolff . Es stehe in dem Belieben der Kam¬
mer , ob sie den Erwartungen der Regierung jetzt schon, oder
nachdem die Motion in die Abtheilungen gewiesen seyn
werde , entsprechen wolle . Er erinnere daher auch nichts
gegen den Antrag des Abg . Sander , und es werde sich bei
der Berathung zeigen , ob der Kammer eine Censur über die

Handlungen der Minister zustche .
S chaaff theilt diese Ansicht und würde in der Erklärung ,

man wolle die Anträge und ihre Begründung gar nicht
vernehmen , einen Schein von Feigheit erblicken . Man müsse
hören , was der Abg . v . Jtzstein vorzutragen habe und werde
dann darauf zu antworten wissen .

Präsident . Der Antrag des Abg . Sander verstehe
sich eigentlich von selbst. Die Kommission zur Prüfung der
Motion werde auch über die Vorfrage , ob ein Beschluß in
dieser Form gefaßt werden dürfe , Bericht erstatten .

Bader widersetzt sich dem Anträge des Abg . Sander
ebenfalls nicht , will aber , daß man daS von der Regierung
bestrittene Recht schon jetzt faktisch ausübe , indem man den
Vortrag des Abg . v . Jtzstein anhöre .

Sander glaubt nicht , daß die Verweisung der offiziellen
Erklärung in die Abtheilungen sich von selbst verstehe . Es
werde der Kammer nicht nur in Beziehung aus den vor¬
liegenden Antrag das Recht bestritten , sondern ganz allge¬
mein die Behauptung ausgestellt , die Sache könne auf diese '

Weise gar nicht in der Kammer zur Sprache gebracht wer¬
den . Da man nun eine so feierliche , offizielle Erklärung
des Staatsministeriums habe , wünscht der Redner , daß
diese als solche in die Abtheilungen verwiesen werde .

Bader . Die Ausübung des Rechtes in dem concreten

Fall wird gewiß das sicherste Mittel seyn .
Staatsrath Wolfs . Die Regierung hat der Kammer

zu keiner Zeit das Recht widersprochen , Alles hier zur
Sprache zu bringen , was man für gut findet ; allein die

Befugniß , eine Mißbilligung über ihre Handlungen
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auszusprcchen , kann sic der Kammer nicht einräumen . Uebri -

gens habe ich diese Ansicht der Regierung hier nicht zu
vertreten ; denn in diesem Fall müßte ich mich in die Ma¬

terialien einlasseu , was nickt mein Zweck ist , nackdcm ick

erklärt habe , daß ich an der heutigen Verhandlung keinen

weitern Theil nehmen werde .

R i n d e s ch w e n d e r . Nach dieser Erklärung des Herrn

StaalSraths erfahren wir endlich , daß die Regierung uns

in dieser Kammer Alleö verhandeln läßt , was ihr nicht un¬

angenehm ist , gegen Alles dasjenige aber protestirt , was

ihr nickt angenehm ist. Daß aber diese Protestation schon

darum viel zu früh kömmt , weil wir noch gar keinen Be¬

schluß gefaßt haben , liegt offen vor . Der Redner legt aus

diesem Grunde der Protestation auch gar keinen Werth
bei ; einen großen Werth lege er dagegen darauf , daß

einige Minister sich freiwillig zurückziehen .

Bajsermann ist erstaunt über den Ausspruch , daß

die Kammer nicht befugt sei , ihre Mißbilligung über Re¬

gierungshandlungen von solcker Wichtigkeit auszusprechcn .

Die Minister seien die Beamten des Staates , also des

Landes und Volkes . Das Volk aber ist durch die Stände

vertreten und wer berufen ist , dem Lande zu dienen , sei

auch schuldig , oder wenigstens moralisch verpflichtet , dem

Lande Rechenschaft abzulegen ; das Land aber dürfe sein

Urtheil über die Handlungen Derjenigen aussprecken , die

es verwalten , in deren Händen sein Wohl und Wehe liegt .

Der Redner würde als Minister einem Akt , wie er heute

beginnt , nie ausgewichen scyn , und habe dieß auch von

denjenigen Herren Ministerialchefs nicht envartet , die in

ihren Zirkularen eine so energische Sprache geführt haben .

Er habe geglaubt , sie würden mit derselben Energie ihr

Verfahren vertheidigen ; er hätte dieß besonders von

Einem erwartet , und hoffe noch darauf ; denn das Nicht¬

erscheinen würde ein Urtheil Hervorrufen , das er , im In¬

teresse des Friedens , nicht aussprechen wolle .

Regen an er hat die Erklärung nicht in dem Sinne ,
* wie einige Redner , aufgefaßt , und glaubt nicht , daß die

Regierung damit ausdrücken wollte , eine Mißbilligung dürfe

von Seiten der Kammer nicht ausgesprochen werden . Die

Kammer habe , nach seiner Ansicht , das Recht , die Hand¬

lungen der Regierung einer Kritik zu unterwerfen , so weit

dieselben zu ihrem Ressort gehören . Nickt dieses Recht ,
sondern nur die Form werde als unzuläßig erkannt , in

welcher die Mißbilligung ausgesprochen werden soll, näm¬

lich , sie im Protokoll niederzulcgcu . Man sollte , diese

Vorfrage bei Seite lassend , zur Hauptsache schreiten und
die Motion anhörcn . Wird sie in die Abtheilungen ver¬

wiesen , so werde auck die Erklärung des Herrn Staats¬

raths Wolff von der Kommission geprüft werden .
Staatsrath Wolff widerholt , daß die Minister keinen

Anstand nehmen werden , über jede Beschwerde Rede und
Antwort zu geben , die in verfassungsmäßigem Wege vor¬

gebracht wird ; daß sie aber gerade die von dem Abg . v .
Jtzstein gewählte Form nicht für verfassungsmäßig halten .
Er werde deshalb auch eben so wenig als die Minister
an den Verhandlungen des heutigen Tages Anthcil nehmen .

Der Präsident fordert den Abg . v . Jtzstein auf ,
seinen Vortrag zu halten .

v . I tz st e i n spricht nochmals seine Verwunderung gegen
die Regierung aus , daß sie die Niederlegung eines Kam¬

merbeschlusses in das Protokoll bekämpfen will , während
sie in der Schlußsitzung des vorigen Landtags die Verwei¬

sung seines Antrags in die Abtheilungen bestritt und wünschte ,
daß man denselben in das Protokoll niederlege . Die Fol¬

gerung daraus möge Jeder selbst ziehen .

Präsident . Dieser Punkt dürfte erledigt seyn und der

Abg . v. Jtzstein wird seinen Vortrag beginnen .

Slaatsrath Wolfs verläßt den Saal .
v . Jtzstein betritt die Rednerbühne und begründet seine

Motion , die wir in Nr . 61 bereits mitgetheilt haben . —

Nach dem Schluffe des Vortrags nimmt der Abg . Welcker

das Wort .
Welcker : Ich danke dem Abg . v . Jtzstein , daß er die

schwere Pflicht , die verletzten und bedrohten Rechte des

Landes zu vertheidigen , übernommen und auf eine so wür¬

dige und gemäßigte Weise durchgeführt hat . Ich unter¬

stütze seine Motion und stelle den dreifachen Antrag : ein¬

mal , daß dieselbe in die Abtheilungen verwiesen , ferner

zum voraus gedruckt und endlich auch die Eröffnung , die

wir von der Ministerbank haben verlesen hören , gleichfalls
in die Abtheilungen verwiesen werde . Ich stelle , sage ich ,
den Antrag , die Motion in die Abtheilungen zu verwei¬

sen. Wohl hat der Herr Antragsteller selbst dies nicht

unbedingt gefordert und es wäre daher möglich , daß , wie

bei früheren Gelegenheiten , so auch jetzt , die von ihm

vorgeschlagene Erklärung sogleich von der Kammer bc-

rathen und in ihr Protokoll niedergelegt würde . Ich aber

wünsche dies nicht und wiederhole meinen Antrag , daß die

Sache an die Äbtheilungen gegeben werde , und ich habe

verschiedene Gründe , warum ich diesen Weg für den besten

halte . Meine Gründe sind theils die , daß es möglich
wäre , es möchte die Kammer nach reifer Berathung den

Antrag des Abg . v . Jtzstein noch erweitern und in den¬

selben z . B . noch aufnebmen , die beklagenswcrthen Schritte

gegen Staatsdiener , die ihrem Eid und ihrer Pflicht ge-

\
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treu gestimmt haben , namentlich gegen Diener der Justiz ,
Schritte , die wir früher so sehr beklagt haben und die

sich erneuerten , unmittelbar nachdem wir — gewiß zur
Ueberzcugung des allgemeinen und des badischen Vater¬
landes — auSgeführt hatten , daß sie sich nicht mit der Un¬

abhängigkeit der Justiz vertragen . Es wäre ferner mög¬
lich — und ich wünschte cs möchte dies geschehen — daß
die Kammer , wie bei dem Urlaubsstreit , voraus zu Pro¬
tokoll erklärte , was sie in dem Fall , wenn sich je solche
Wahlbeherrschungen erneuern sollten , für Pflicht der Kam¬
mer halte , um dadurch , so viel an ihr liegt , solchen Wahl -

beberrschungen zum Voraus einen Damm entgegen zu
setzen . Es sind aber auch noch andere Gründe , die mich
bestimmen , den zweiten Weg vorzuschlagcn . Diese Sache
ist , wie der Redner selbst sagte , eine hochwichtige und

schwierige . Sie bedarf der ganz ruhigen , besonnenen
Prüfung in allen den verschiedenen Berathungswegen ,
in den Abtheilungen und in der Commission , so wie
der gereistesten Diskussion der Kammer . Als jener
Blitz aus heiterem Himmel , wie der Herr Redner sagte ,
auf das badische Land fiel , als man zum erstenmal die

Urlaubsverweigerung Zur Sprache brachte , mitten im Frie¬
den und zu einer Zeit , wo die Minister der Mehrheit
der Stimmen in der Kammer sicher seyn konnten , habe ich
sie feierlich gebeten , indem ich sie an ihre Pflichten gegen
den gemeinschaftlichen Souverain und das Land erinnerte ,
sie möchten diese Maßregel zurücknehmen und auf die

verlassene Bahn wieder einlenken . — Ich habe sie da¬

mals mit den Worten darum gebeten , man weiß , wo

man anfange , aber nicht wo man ende . Auch wir müssen
uns dies auf dem jetzigen Standpunkt sagen . Ich fürchte ,
es möchte die Bahn , welche die Herren Minister einge¬
schlagen haben , keine heilbringende seyn . Sorgen wir also
dafür , daß die Schuld nicht auf unsere Seite fällt . Es

ist klar , daß wir die Meinung des Landes auf der Seite
der aufgelösten Kammer sehen . Es ist nicht die Mehr¬
heit von 3 — 4 Stimmen in dem Hause , die dies aus¬

spricht . Wenn man sich eine Statistik der Urwahlcn und
der Wahllisten verschaffen will , so wird man finden , daß
mehr wie drei Viertheile des Landes , ungeachtet der colossa -
len Wahlbeherrschung , auf die Seite der aufgelösten Kammer
sielen . Gleichwohl macht keiner der Herrn Minister eine
Miene , dasjenige zu thun , was in ähnlichen Fallen in
anderen Ländern geschehen würde . Keiner befreit den
Fürsten und das Vaterland von der Schwierigkeit , in die
sie durch unglückliche Maßregeln verwickelt wurden und
cs scheint sich in der That der Ausspruch Liebenstein ' s zu
bestätigen : „ ein deutscher Minister könne Alles unterzeich¬

nen , nur seine Entlassung nicht . " Wenn man nun hier¬
auf nicht seine Hoffnung richten kann , daß diese Schwie¬
rigkeit sich löse , so frage ich , wie sie sich lösen solle . Blicken
Sie auf diese Ministerbank , die hier leer vor Ihren Augen
steht . Ich glaube , sie giebt Ihnen ein Vorzeichen , wie sich
die Sache lösen wird . — Ich spreche nicht gern unange¬
nehm von Abwesenden ; allein Abwesende , die auf ihrem
Posten stehen sollten und gegenüber von welchen ich zu
sprechen habe , dürfen nicht übel nehmen , wenn ich wenig¬
stens sage , daß sie schwerlich dem Verdacht im Lande ent¬

gehen werden , sie stehen darum nicht auf ihrem Posten ,
weil sie sich nicht in einer guten und gerechten Sache
fühlen . Man hat gesehen , wie man bei diesem Gefühl
Schritt für Schritt weiter ging und ein heiliges Recht der Ver¬
fassung nach dem andern bedrohte . Ich spreche nicht von
dieser Wahlbeherrschung , denn sie wurde sattsam dargesiellt ;
allein man hat sie mit Wahlbchtrrschungen im Ausland

verglichen . Dort gibt es aber keine wie in Baden , selbst
nicht in den bewegtesten Zeiten eines Nachbarlandes , das

ganz andere , traurigere Schicksale hatte . Die Diener der

Justiz , vom obersten Richter bis hinab zu dem untersten
Gerichtsbcamten , hat man dort nicht in die politischen Par¬
teikämpfe hincingezogen . Sic sehen , auf welcher Bahn wir
wandeln und ich brauche nicht weiter zu gehen , um Aus¬

sichten zu eröffnen , was noch geschehen kann , wenn diese
Kammer nicht ihre Pflicht thut und die Rechte der Ver¬

fassung und des Thrones wahrt ; daher wünsche ich aber

auch , daß das , was von uns geschieht , mit der reifsten Um¬

sicht und der größten Mäßigung geschehe, damit , wenn man
das Schlimme in unfern schönen Garten hineinpflanzt ,
das Volk wisse , auf wessen Seite die Schuld liegt . Ick

wiederhole daher meinen dreifachen Antrag .

Mördcs : So ausführlich und lebhaft auch unsere

bisherigen WahldiSknssionen geführt wurden , so laut und

entschieden sich die Majorität dieses Hauses gegen die

ungesetzlichen Wahlbeherrschungen ausgesprochen hat , —

immer waren eö nur die Umtriebe untergeordneter Beam¬

ten , gegen welche sich unser Tadel zunächst richtete . Heute
nun zieht der Antrag des Abg . v . Jtzstcin die Berather

der Krone vor den Richterstuhi des Volkes , nicht bloß um über

einzelne Maßregeln derselben Rechenschaft zu fordern , sondern

um deren ganzer politischen Rcgierungsmarime den Krieg an -

zukündigen ! Leider ist das Bild mit Wahrheit gezeichnet ,

welches uns der Motionssteller durch eine Vergleichung
der Vergangenheit mit der Gegenwart vor Augen

stellte . Freudig und mit Hochgefühl weilte der Blick deS

Deutschen in der ersten Hälfte der 30er Jahre auf unserm
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schönen Lande . Während die bekannten Vorgänge in Hessen ,

Braunschweig und andern deutschen und außcrdeutschen
Staaten betrübende Gefühle erweckten , wohnte bei uns

Ruhe , Frieden , Eintracht , Liebe und Vertrauen für die Re¬

gierung und deren oberste Lenker . Wenn auch zuweilen
in diesem Hause der Kampf um die Wahrheit mit leben¬

digem Eifer geführt wurde , so vernahm das badische Volk

doch bei der Eröffnung wie bei dem Schluffe jedes Land¬

tags ans dem Munde seines hochgefeierten Regenten Worte
deS Wohlwollens und eines hingebenden Vertrauens , die

in den Herzen der Volksvertreter , wie in denen ihrer Com -

mittenten gleich innigen Anklang fanden . Dieser beneidens -

werthe Zustand ist jetzt in vielfacher Beziehung verändert ;
um vieles ärmer an Hoffnung wie an Vertrauen sehen
wir uns jetzt in diesem Saale wieder . Abgesehen von

dieser düstern , der Wahrheit nur allzutreu entlehnten Be¬

trachtung , fühlen Sie , meine Herren , die ernste , tiefe Be¬

deutung der heute angeregten Frage für die Wahrheit , für
daS Wesen » nd den Werth unserer ganzen Verfassung ,
wie für die Ehre und den künftigen Standpunkt der An¬

geklagten gewiß mit mir zu lebendig , um nicht die Mei¬

nung zu theilen , daß die Motion Ihrer bcsvndern Erwägung
würdig und dabei streng nach den Vorschriften unserer

Geschäfsordnung zu verfahren fei. Mag sich auch bei der

Offenkundigkeit der ministeriellen Schritte das Urtheil über

dieselben bei Einzelnen unter uns bereits festgestellt haben ,
fo dürfen wir uns dennoch von den Formen der Ge¬

rechtigkeit um so weniger lcssagcn , je gespannter nicht nur
das badische, sondern das ganze deutsche Vaterland dem

Ausgange dieses unseligen Kampfes , als einem wahrhaften
nationalen Mißgeschicke entgegeusieht . Bewahren wir uns da¬

her vor Allem gegen Uebereilung , um unfern Beschluß frei

zu Hallen von dem Vorwurfe der Leidenschaft ; zumal ein

großer Theil unter uns die bitteren Gefühle vergessen
muß , welche ihm die unwürdige Verfolgung der Regierung

persönlich erweckte. Welchen Erfolg dann auch unser Ge -

sammtauSspruch nach sich ziehen mag , wir werden die Ver¬

antwortlichkeit dafür ruhig übernehmen können ; wenn es

uns gelingt , diesem feierlich ernsten Akte in den Augen der

Besseren das Zeugniß rein patriotischer Hingebung an die

heiligen Pflichten unseres Berufes zu erringen . Und da¬

mit dieß uns gelinge , stimme ich für die Verweisung des

Vorschlags in die Abtheilungen .

Zittel . Wenn auch ich mich erhebe , den Antrag des

Abg . v . Jtzftein mid dessen Verweisung in die Abtheilun¬

gen zu unterstützen , so geschieht cs hauptsächlich dämm ,
weil ich als neu eingetretenes Mitglied , also keines der

Eiuunddreißig , von jenen Rescriplen nicht persönlich ange¬

griffen worden bin , und mich also der Borwurf , als er¬

griffe ich aus persönlicher Gereiztheit das Wort gegen die¬

selben , mich nicht treffen kann . Berührt wurde ich aller¬

dings auch davon : ich theilte den tiefen Schmerz des Vol¬

kes, welches sich in seinen Vertretern verletzt fühlte . Ich sage :

deS Volkes ! Denn dieser Schmer ; hat nicht etwa bios

Diejenigen ergriffen , welche in ihren Ansichten mit den Ein¬

unddreißig übereinstimmten , sondern er wurde von fast
allen Bürgern unseres Vaterlandes empfunden . Ich habe

mit vielen wackern Männern gesprochen , welche jene An¬

sichten nicht theilten , auch die mcinigen nickt , und den¬

noch fühlten sic sich durch jene Rescripte gleich schmerz¬

lich berührt . Das Volk hat nun geantwortet , ernst und

würdig , als ein Volk , das der bürgerlichen Freiheit werlh

ist ; es hat die Männer wieder hieher gesandt , welche auS

diesem Saale ausgcstoßen werden sollten . Dadurch entsteht

für uns in diesem Augenblick die Frage : Sollen wir uns

nicht mit dieser thatsächlichen Erklärung des Volkes be¬

gnügen ? Sollen wir nickt , um des Friedens willen , daS

Geschehene der Vergessenheit übergeben ? Nein , meine Her¬
ren ! das Volk wünscht , es erwartet , es fordert von unS ,

daß wir seine Gesinnungen , seine Wünsche , seine Befürch¬

tungen hier aussprechen . Ja , wäre uns auch nur eine Be¬

ruhigung für die Zukunft gegeben , auch nur ein Wort

gesagt worden , daß wir Aehnliches nicht mehr zu fürchten

hätten ; wie gerne wollte ich sagen : Wir wollen Alles ver¬

gessen . Aber ist bis jetzt noch ein einziges Wort dieser Art

gesagt worden ? Haben wir nicht vielmehr von jenem lee¬

ren Tische aus Alles , was in dieser Wahlsache von der

Regierung veranlaßt worden ist , als recht und gut ver -

theidigen hören ? Hat man uns nicht erst kürzlich noch ge¬

sagt , daß in einem ähnlichen Falle das Nämliche wieder

geschehen würde ? So stellt sich die Erinnerung an die

Vergangenheit als ein drohendes Gespenst vor uns hin ,
wenn wir unfern Blick in die Zukunft erheben wollen . —

Meine Herren ! wir fühlen alle die Wichtigkeit des Schrit¬
tes , den wir zu thun im Begriffe stehen . Der Blick unse¬

rer Mitbürger , ja wohl des ganzen deutschen Vaterlandes

ist mit gespannter Erwartung auf uns gerichtet , und wir

können uns selbst auch nicht verhehlen , daß dieser Sckwilt

vielleicht von großem Einfluß auf das Wohl und Wehe

unseres Vaterlandes seyn wird . Welche Politik soll uns

nun hierbei leiten ? Die Politik der Volksvertreter ist

Wahrheit : sie wird , sie muß zum rechten Ziele führen .

Als ich zum Abgeordneten gewählt wurde , stellte ich mir

die Frage , . was in dieser Sache meine Aufgabe und die

der Stände sei , und ich konnte keine andere Antwort fi > -

den , alS die , daß unser von seinem Volke inniggeliebtc
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Fürst , zu welchem jetzt sein besorgtes Volk vertrauensvoll
aufblickt , die wahren Gesinnungen , Wünsche undsBesürchlun -

gen dieses biedern und treuen Volkes durch unS erfahre . Auf
welchem Wege , und in welcher Form es geschehe, ist nur Ne¬
bensache, wenn es nur geschieht. Aber die mildeste Form ist
mir die liebste , weil ich den Frieden wünsche , nicht neue
Zerwürfnisse ; die Form , welche der Abg . v. Jtzstein ge¬
wählt , scheint mir die mildeste , darum unterstütze ich die
Motion . Ich wünsche , daß die Verhandlungen darüber mit
der Ruhe , dem Ernste und der Würde gepflogen werden ,
welche dieser hochwichtigen Sache angemessen ist , und da¬
rum unterstütze ich den Antrag aus Ueberweisung in die

Abtheilungen .
Bader . Ich füge dem , was der ehrenwerthe Sprecher

vor mir (Zittel ) gesagt hat , bei : das Land verlangt und
erwartet von der Kammer , daß sie mit allen ihren Kräf¬
ten dahin wirke , den gegenwärtigen unbehaglichen Zustand
zu beseitigen . Der Klageruf , den der Abg . v. Jtzstein über
diesen Zustand des Landes erhebt , enthält offenbar viel ,
sehr viel Wahres . Wenn man den Zustand , wie er noch
vor 3 — 4 Jahren war , mit dem der letzten Zeit vergleicht ,
so kommt man zu einem Resultat , das bei jedem Vater -

landsfrcunde schmerzliche Gefühle erregt . Damals zeigte sich
ein unbedingtes Vertrauen zur Regierung , überall herrschte
Friede und Eintracht , überall eine gewisse Behaglichkeit ,
wie sie sich in der Regel findet , wo der Geist der Huma¬
nität und der Gesetzlichkeit Diejenigen , welche an der Spitze
der Regierung stehen , beseelt und leitet . Die innern Zu¬
stände blühten und gediehen in allen Thcilen . Nun stößt
man beinahe überall , wohin man sich wendet , auf Miß¬
trauen , auf Besorgnisse und Zwiespaltcrscheinungen , die
leider dem Gedeihen alles Guten hindernd im Wege ste¬
hen. Damals war Regierung und Volk geachtet und ge¬
ehrt von dem AuSlande ; das überall glücklich gepriesene
Baden wurde beneidet . Jetzt beklagt und bedauert man
uns . Es ist für den Vaterlandsfreund wahrhaft betrü¬
bend, Baden , wie dieses in der letzten Zeit bei Besprechung
der öffentlichen Verhältnisse Deutschlands in geachteten
deutschen Blättern wiederholt geschehen , mit Hannover zu¬
sammengestellt sehen zu müssen . Diese schmerzlichen Gefühle
gehören nicht nur mir an , es sind die des ganzes Landes ,
und der Wunsch , den ich meiner Unterstützung beifügen
möchte , wird deßwegen nicht nur mein , sondern des Landes
Wunsch seyn; er geht dahin : daß der Unstern , der über un¬
ser schönes Land gekommen , bald wieder verschwinde und
daß Mittel gefunden und ergriffen werden , den gegenwär¬
tigen von allen Seiten beklagten Zustand zu beseitigen und
die früheren glücklichen Verhältnisse wieder herzustellen . Ich

stimme für die Verweisung deS Antrages in die Abthei¬

lungen .
Knapp erklärt sich dafür , daß die Motion nebst der

Erklärung in die Abtheilungen verwiesen werde , was

um so nothwendiger sei, da bei der Verhandlung vom

18 . Februar der Kammer der Vorwurf gemacht wurde ,
sie sei zu rasch verfahren . Allein die Minister , wel¬

chen das Recht zustand , gegen die abgekürzte Form

Einsprache zu erheben , thaten es nicht , und waren also

selbst Schuld . Nach dieser Vorbemerkung fährt der Redner

fort : „ Deutschland war ruhig , so ruhig , daß der Name

Deutsche beinahe vergessen worden wäre ; man nannte sich
nur noch nach den Ländern , denen man angchörte . Da

stand in einem Nachbarlande ein kleines Männchen auf ,
weckte die Kräfte jener Nation und übte dadurch auch auf
die Entwickelung der Kräfte Deutschlands Einfluß auS .
Man sah von oben bis unten ein , daß nur ein einiges
Deutschland frommen könne . In jenem ruhigen Zustand ,
wie ich ihn bezeichnet habe , stand auch Baden ; es war
mitunter auch eine Gleichgültigkeit gegen die Verfassung
wahrzunehmen . Auf einmal wurde — aber nicht von un¬
ten , sondern von oben — der Zunder unter das Volk ge¬
worfen . Die Urlaubsfrage tauchte auf und verursachte eine

Bewegung , Die Ministerialrcscripte erschienen , und erzeug¬
ten die zweite Bewegung ; die willkührliche und lappige
Ausführung derselben von Seiten der Beamten und der

Polizei verursachten die dritte Bewegung . Ich weiß nicht ,
ob ich das Verfahren tadeln oder loben soll , behalte mir
aber vor , später , wenn der Gegenstand zur Berathung
kömmt , mich darüber zu erklären .

Junghanns steht den Grund , warum keiner der

Minister aus seinem Posten ist , darin , weil heute nur von
der Begründung , nicht von der Berathung der Motion
die Rede ist . Am Tage der Diskussion werden sie erschei¬
nen und vor dem Kampfe nicht zurückbeben . Man habe
behauptet , in keinent andern Staate seien Rescripte erlassen
worden , wie sie das badische Land gesehen habe . Aber in
keinem konstitutionellen Staate könne die Regierung bei dem

Resultate der Wahlen gleichgültig bleiben , und keine unter¬

lasse es , aus verfassungsmäßige Weise auf die Wahlen ein¬

zuwirken . Aber keine Regierung in Deutschland und Eu¬

ropa habe , wie die badische , offen , frei und würdig sich

gegen das Volk erklärt und in den Blättern aufgefordert ,
mitzuwirken , damit ihre Freunde , die Freunde des Rechts ,
des Friedens und der Ruhe in diese Kammer gewählt wer¬
den ; von verfassungswidrigen Mitteln stehe kein Wort in
den Rescriptcn . Wenn untergeordnete Werkzeuge den Wille »
der Regierung verkannt und Mittel angewendet habe »,
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welche der Verfassung widerstreben , so müssen sie Sie Folgen

tragen ; er und alle Freunde deö Rechts und der Verfassung

vernrtheilen dieses Treiben . Darum billigt der Redner ,

daß dieser Gegenstand hier zur Sprache kam ; der Aus¬

spruch der Kammer werde eine Warnung scyn, daß solche,

die ihre Pflicht nicht thun , den Willen der Obern verdrehen ,
in Zukunft einsehen , daß Fürst und Regierung nur das

Beste des Landes , nur eine versassuugslreue Ausübung der

Rechte der Regierung wollen . Der Redner enthält sich

eines Unheils über die Versetzungen , welche nicht der Ge¬

genstand der Motion seien ; es werde die Zeit kommen ,
darüber zn sprechen , wenn dieser Gegenstand besonders

verhandelt wird . Nach allem glaubt er , daß die Zirkulare

von der Kammer nicht getadelt werden können , da eine

verfassungswidrige Ausübung nicht den Ministern zur Last

falle . Daß die Regierung die Verfassung nicht verletzen
wollte , beweise die Zusammensetzung dieser Kammer . „ Glau¬

ben Sie , wenn die Regierung ihre Gewalt verfassungs¬

widrig hatte anweuden wollen bei den Wahlen . . . .

v. I tz st e i n. Etwa ■mit Militär ?

Iiinghann s . Ick sage , die Zusammensetzung dieser
Kammer beweist , daß eine verfassungswidrige Einwirkung
der Regierung nicht stattgefunden hat , und ich sage , der

Beweis liegt darin , weil eine Regierung , welche auf ver¬

fassungswidrige Weise ihre Macht gebraucht , wohl auch
die Mittel gehabt hätte , eine Repräsentation zu bilden , welche

ihr vielleicht angenehmer gewesen wäre , als die jetzige. Man

hat von Hannover gesprochen . Nun , wir wollen die Ver¬

gleichung annehmcn . Wie ist dort die Kammer gebildet
worden ? Hat man in Baden Minoritätswahlcn gesehen ,

hat man in Baden einen Abgeordneten zurückgewiesen , der

auf gesetzliche Art gewählt worden ist ? Hat die Re¬

gierung nicht immer anerkannt , daß nur der Kammer das

Recht zustünde , die Wahlen zu prüfen und über das Re¬

sultat derselben zu entscheiden ? Indem ich dieses erkläre ,

verlange ich nicht , daß die Motion zur Tagesordnung ge¬

wiesen werde ; nein , ich billige die Prüfung in den Abthei -

lungcn und die Bildung einer Commission , welche uns

Vortrag erstatte . Wenn auf dem gewöhnlichen Wege der

Vorstellung , der Beschwerde dieser Gegenstand erledigt , auch
wenn er an die erste Kammer gebracht wird , fürchten Sie

nicht , daß deßhalb die Motion erfolglos sehn werde . Eine

Folge wird sie haben , die ich schon berührt habe , daß die¬

jenigen , welche den Willen der Regierung kennen , ihn nicht

mißbrauchen ; eine weitere Folge wird sie in dem Eindruck

haben , welchen das reife , wohlüberlegte Unheil einer Kam¬

mer immer auf die Regierung machen wird , auch wenn

die Kammer ihren Anträgen nicht beistimmt .

Sander . Wenn sich meiner irgend ein Gefühl , eine

persönliche Mißstimmung bemächtigt hätte , so würde ich

gewiß das Wort bei dieser Gelegenheit nickt ergreifen . Aber

welcher ächte , wahre VaterlandSfrcund kann an sich den¬

ken , wenn er das gehört , wovon heute die Rede ist, wenn

er lesen muß die Zirkulare , welche eine Wahlbeherrschung

hervorgerufcn haben sonder Gleichen . Wohl hat der Abg .

JunghanuS gesagt : Noch ist es in Baden nicht so arg
als in Hannover ; aber wahrlich den schlechtesten Trost , den

er irgend einem Patrioten in unserem Vaterlande geben
konnte , hat er damit gegeben , wenn er sagt , noch haben

wir keine Minoritätswahlen , noch ist Dieses und Jenes

nicht geschehen. Leider ist aber bei uns geschehen, was in

Hannover nicht geschah , was noch nilgends geschah , wenn

von Einwirkungen der Regierungen auf die Wahlen die

Rede war . Noch nie ist es geschehen, meine Herren , daß ,
nachdem die Gesammtregierung kein Manifest an das Volk

erließ , die Minister eine öffentliche Aufforderung in den

Zeitungen erließen an die sämmtlichen Staatsdiener , einzu -

wirken mit der Gewalt des öffentlichen Dienstes auf die

Wahlen . Wenn der Herr Abg . Jungbanns darin nicht

eine Verfassungswidrigkeit steht , so muß er wahrlich eine

eigene Vorstellung von Dem haben , was Landstäildc in

Deutschland sind , und was eine Kammer ist. Ist die

Kammer , meine Herren , ein Theil der Regierungsbehörden ,

welche zu Stande kommt durch die unmittelbare Einwir¬

kung der öffentlichen Regierungsgewalr , oder ist sie nicht

die Repräsentation des Volks , die ächt und wahr nur dann

ist, wenn die Freiheit der Wahlen dem Volke gegeben und

unbeschränkt gegeben ist ? Wahrlich , es thut Einem web ,

wenn man darüber noch streiten muß in jetziger Zeit , ob

die Wahlfrciheit eines Landes , das eine Verfassung hat ,
ob diese ein Recht des Volkes ist , oder ob ein Recht der

Regierung besteht , diese Wahlfrciheit so auSzulegen und

zu bearbeiten , wie es geschehen ist. Aber mit Recht sagt

der Abg . v . Jtzstein , es ist nicht allein die Frage der Wah¬

len , es ist der Blick in die Vergangenheit , eS ist der Blick

in die Gegenwart , es ist der Blick in die Zukunft , der für -

wahr gegenwärtig jeden ächten Patrioten betrüben muß .

( Schluß folgt . )
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